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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Bei den Reformen für das Bürgerrecht begrüssten in einer Vernehmlassung die meisten
Befragten eine Gesamtrevision. Sie wünschten also die Teilfrage des Bürgerrechtes von
Kindern schweizerischer Mütter nicht separat und vorweg zu behandeln. Ein Projekt,
welches diesem Wunsche Rechnung trug, beschäftigte 1982 verschiedene Gremien: Der
Bundesrat präsentierte im Frühjahr eine neue Fassung von Art. 44 BV, die eine
Grundlage bieten sollte für die gesetzliche Regelung verschiedener Problemkreise,
darunter vor allem der Gleichstellung von Mann und Frau. Bis jetzt muss ein Ausländer
das ordentliche Einbürgerungsverfahren durchlaufen, selbst wenn seine Ehefrau
Schweizerin ist. Eine Ausländerin dagegen wird durch die Vermählung mit einem
Schweizer automatisch und sofort Schweizerbürgerin. Die Landesregierung möchte nun
Ausländerinnen, die einen Schweizer heiraten, das Schweizer Bürgerrecht erst nach
einer Wartefrist gewähren und die Stellung des mit einer Schweizerin verheirateten
Ausländers verbessern, so dass Mann und Frau gleich behandelt werden. Bisher
bestanden in dieser Hinsicht gewisse Einschränkungen bei Ehen einer Schweizerin mit
einem Ausländer, je nach der Abstammung der Frau und nach dem Wohnort der Eltern
bei der Geburt des Kindes. Schliesslich möchte der Bundesrat die Einbürgerung für
junge, in der Schweiz aufgewachsene Ausländer vereinfachen, ebenso für Flüchtlinge
und Staatenlose.

Der Ständerat behandelte diese Vorschläge während der Sommersession und stimmte
ihnen materiell zu, während der Nationalrat nicht mehr im Berichtsjahr darüber
entschied. Seine Kommission beantragte noch 1982 mit Stichentscheid des
Präsidenten, aus taktischen Gründen die erleichterte Einbürgerung der jungen
Ausländergeneration vorzubehalten, sie also Flüchtlingen und Staatenlosen nicht zu
gewähren. Der Ständerat seinerseits hatte bereits im Sommer eine Anregung des
Verbandes schweizerischer Frauenvereine aufgenommen und beschlossen, den Bürger
über zwei separate Vorlagen entscheiden zu lassen (Bürgerrecht in der Familie und
erleichterte Einbürgerung), obwohl die Einheit der Materie gegeben wäre, handelt es
sich doch um mehrere Abschnitte desselben Verfassungsartikels. Gewarnt durch das
unerwartete Nein des Souveräns vom 6. Juni zum Ausländergesetz, hofft das Parlament
auf diese Weise, sein Projekt mit weniger Schaden durch die Klippen des
obligatorischen Referendums zu steuern. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.1982
BEAT JUNKER

1) AB SR, 1982, S. 255; AB SR, 1982, S. 256 ff.; BBl, II, 1982, S. 125 ff.; NZZ, 17.5. und 29.10.82; Presse vom 26.1.82

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23 1


